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Das Paket zur 
Steuerreform 
und AHV-

Finanzierung (Staf) 
macht traurig. Es löst 
kein Problem nach-
haltig und führt in 
eine Sackgasse: Es ersetzt alte durch 
neue Steuerprivilegien, die bald in die 
Schusslinie von EU und OECD kommen 
dürften. Statt die Arbeit Älterer zu för-
dern, erhöht es die Abgabenlast auf 
Arbeit und senkt so die Standortattrakti
vität der Schweiz. Es gefährdet den 
Stabilitätsruf der Schweiz, da sofort wei-
tere Reformen nötig sind. Und es unter-
läuft die direkte Demokratie.

Die Behauptung, das Paket sei nach den 
zwei Volks-Nein zu den Vorgängervor
lagen ein guter Kompromiss zwischen 
Rechts und Links, ist frivol. Zwei Verlie-
rervorlagen ergeben keinen guten Kom-
promiss. Vielmehr wurden die Kosten 
einfach auf die junge arbeitende Gene-
ration verschoben. Das ist eher eine Ver-
schwörung zulasten Dritter. Doch ganz 
gleich, ob das Paket angenommen oder 
abgelehnt wird: Die Schweiz braucht 
echte Lösungen für die anstehenden 
Probleme. Das ginge so:

Die Altersvorsorge leidet nicht an der Al-
terung, sondern am starren Rentenalter. 
Die Lebensarbeitszeit muss steigen. 
Dazu braucht es keinen Zwang, sondern 
bessere Anreize für mehr Arbeit im Alter. 
Erstens müssen jenen Arbeitnehmen-
den, die sich vor der Pensionierung für 

einen Rentenaufschub entscheiden, 
statt höherer Renten in ferner Zukunft 
sofort tiefere Beitragssätze gewährt wer-
den. Zweitens müssen die Steuern auf 
Einkommen aus Arbeit über dem nor-
malen Rentenalter gesenkt werden. Drit-
tens müssen die so dank mehr Alters
arbeit anfallenden zusätzlichen Steuer-
einnahmen in die AHV gelenkt werden.

Bei der Unternehmensbesteuerung be-
darf es einer neuen Steuerphilosophie. 
Der langfristige Gewinn einer Firma 
spiegelt die Differenz zwischen dem von 
ihr geschaffenen Kundennutzen und 
den dafür verbrauchten gesellschaftli-
chen Ressourcen. Gewinn ist deshalb 
etwas Gutes – und ein schlechtes Mass 
für die dem Staat entstehenden Lasten. 
Oft belasten Firmen ohne Gewinn den 
Staat besonders stark.

Zudem können Gewinne immer leichter 
international verschoben werden. Des-
halb sollten die Steuern auf den Gewin-
nen sinken. Im Gegenzug sollten den 
Firmen aber angemessene Preise für 
staatliche Leistungen und für von ihnen 
verursachte externe Kosten verrechnet 
werden. Sinnvoll wäre es, mit dem Ver-
kehrs- und Umweltbereich anzufangen. 
Von den Firmen sollten neu Abgaben 
erhoben werden für die von ihnen und 
ihren pendelnden Mitarbeitenden verur-
sachten Verkehrskosten durch Umwelt-
belastung, Unfälle, Staus und Lärm sowie 
die riesigen ÖV-Subventionen. Dadurch 
würde die Schweiz trotz Abschaffung der 
bisherigen Steuerprivilegien attraktiver 
für besonders gewinnintensive Firmen 
und international mobiles Kapital. Die 
Umwelt würde geschont. Und die EU 
könnte rein gar nichts einwenden.

Das Paket löst 
kein Problem

In dieser Kolumne schreiben «Handelszei-
tung»-Chefökonom Ralph Pöhner sowie Monika 
Roth, Professorin und Rechtsanwältin, Peter 
Grünenfelder, Direktor Avenir Suisse, und  
Reiner Eichenberger, Professor für Finanz- und 
Wirtschaftspolitik Universität Freiburg.

«Statt des frivolen 
Staf-Kompromisses 
bräuchten wir echte 
Lösungen.»


